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Erstes Kapitel  

Allgemeines, Problemstellung und Ziel der  
Untersuchung 

 

Im Mittelpunkt der vorliegenden Untersuchung steht die Frage nach der Verantwort-
lichkeit des Presseunternehmens für die Veröffentlichung von Äußerungen Dritter 
im bundesdeutschen und im englischen Recht. In der Berichterstattung des Presseun-
ternehmens können Äußerungen Dritter über Interviews, in denen diese Äußerungen 
in Form eines Gesprächsprotokolls in wörtlicher Rede wiedergegeben werden1, 
sowie über Leserbriefe, Kommentare oder über von dem Dritten eigens verfasste 
Pressebeiträge von Bedeutung sein. Nachfolgend soll zunächst kurz die hinter dieser 
Frage stehende Konfliktsituation dargestellt werden. Anschließend werden das Ziel 
dieser Untersuchung und die Methode der Rechtsvergleichung beschrieben, die für 
die vorliegende Untersuchung gewählt wurde. 

Teil 1 

Die haftungsrechtliche Situation des  
Presseunternehmens 

 

Grundsätzlich muss der Äußernde für den Inhalt seiner Äußerung und die in ihr 
enthaltene Wertung einstehen. Dies erscheint billig und interessengerecht, wenn man 
bedenkt, dass der Äußernde den Aussagegehalt und die Art und Weise, in der die 
Äußerung getätigt wird, steuern, wenn möglich sogar direkt beeinflussen kann. An-
ders verhält es sich mit demjenigen, der die Äußerung des Dritten „lediglich“ ver-
breitet. Er eröffnet einer größeren Öffentlichkeit den Zugang zu dieser Äußerung. 
Das Motiv, das ihn zur Verbreitung der Äußerung veranlasst, kann in der reinen 
Informationsweitergabe liegen. Die Veröffentlichung der Äußerung kann jedoch 

 
1
 Bölke, Presserecht für Journalisten, S. 29. 
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auch dazu dienen, eine eigene Wertung zu kommunizieren. Vor diesem Hintergrund 
ist die Haftung des Presseunternehmens zu sehen, das Äußerungen Dritter veröffent-
licht. Es stellt sich die Frage, ob und in welchem Umfang das Presseunternehmen 
verantwortlich ist, wenn die Äußerung des Dritten Rechtsgüter desjenigen beein-
trächtigt, der von dieser Äußerung betroffen wird.  

Beurteilt man diese Frage aus Sicht des Betroffenen, ist festzustellen, dass dieser für 
eine Differenzierung zwischen Behaupten und (schlichtem) Veröffentlichen der 
Äußerung keine Veranlassung sehen wird. Für ihn bedeutet es keinen Unterschied, 
ob die Äußerung von demjenigen herrührt, der sie veröffentlicht, oder ob sie von 
einem Dritten stammt. Vor allem wird er keine Veranlassung sehen, denjenigen, der 
eine Äußerung „lediglich“ verbreitet, haftungsrechtlich zu privilegieren. Vielmehr 
wird der Betroffene gerade ein besonderes Interesse daran haben, die Weiterverbrei-
tung und damit die Kundgabe an einen größeren Kreis von Personen zu unterbinden, 
weil er darin im Zweifel eine viel stärkere Verletzung seiner Person und seiner Pri-
vatsphäre sehen wird als in einer Äußerung im kleineren Personenkreis. 

Das Presseunternehmen hingegen hat sehr wohl ein Interesse daran, haftungsrecht-
lich eine Unterscheidung zwischen dem Behaupten der Äußerung und der „reinen“ 
Veröffentlichung zu treffen. Die Ursache hierfür liegt in der unterschiedlichen Mo-
tivationslage. Die tagesaktuelle Berichterstattung über Geschehnisse wird häufig 
nicht ohne die Veröffentlichung von Äußerungen Dritter auskommen. So hat das 
Presseunternehmen beispielsweise durch das Führen von „Meinungs-Interviews“2, 
in denen der aktuelle Sachbezug zu einer Nachricht hergestellt wird, regelmäßig die 
Möglichkeit, Nachrichten und Informationen „erlebbar“ zu machen. 

Die praktische Bedeutung dieses Konflikts ist hoch. So wurde die Verantwortlich-
keit des Presseunternehmens für die Veröffentlichung von Interviewäußerungen in 
der Vergangenheit leidenschaftlich diskutiert. Anlässlich der Entscheidung des 
Hamburgischen Landgerichts und des Hanseatischen Oberlandesgerichts im „Fall 
Markwort“3 titelte Der Spiegel in seiner Online-Ausgabe vom 8. Mai 2008 sogar: 
„Pressefreiheit in Gefahr – Das Ende des Interviews?“4. Ähnlichen Diskussionsstoff 
bot die Wiedergabe einer Äußerung von Eva Herman im Hamburger Abendblatt, die 
diese in einer Pressekonferenz anlässlich einer Buchpräsentation von sich gab. Frau 
Herman sah sich hier falsch zitiert, was der BGH allerdings anders bewertete.5 Dass 

 
2  Zu dieser Einordnung siehe Bracker, Journalistisches Schreiben, Teil I, 1.4., Fachjour-

nalist, S. 24. 
3  LG Hamburg Urt.v. 22. Februar 2008, Az. 324 O 998/07; OLG Hamburg, ZUM-RD 

2009, 18. 
4  http://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/pressefreiheit-in-gefahr-das-ende-des-inter 

views-a-552301 html (zuletzt abgerufen am 24.03.2013). 
5  BGH NJW 2011, 3516. 
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sich der BGH innerhalb recht kurzer Zeit zweimal mit der Problematik der Bericht-
erstattung über und der Wiedergabe von Äußerungen Dritter durch das Presseunter-
nehmen beschäftigte, zeigt die praktische Relevanz des Themas. 

Für die vorliegende Untersuchung bietet sich ein Vergleich mit der haftungsrechtli-
chen Situation im englischen Recht6 an. Die Gegenüberstellung von bundesdeut-
schem und englischem Recht ist besonders interessant, gilt doch England – selbst in 
der juristischen Literatur – verbreitet als „Mutterland der Pressefreiheit“7. Dies legt 
nahe, dass bei der Lösung des Konflikts im englischen Recht die Interessen der 
Presseunternehmen tendenziell stärkere Berücksichtigung finden werden. 

Der Begriff Presseunternehmen wurde für die vorliegende Untersuchung gewählt, da 
dieser die heute vorherrschende Unternehmensstruktur der Verlagshäuser zum Aus-
druck bringt. Zudem hat dieser Begriff Eingang in die juristische Literatur gefun-
den.8 Begrifflich ist zwischen dem Presseunternehmen und dem Verleger9 eines 
Druckwerkes zu unterscheiden, da hier eine personelle Verschiedenheit bestehen 
kann. Insbesondere muss der Verleger eines Druckwerkes nicht zugleich auch der 
Eigentümer des Presseunternehmens sein.10 

 
6  Diese Bezeichnung wird im Folgenden für das in England und Wales geltende Recht 

gewählt. 
7
  Löffler/Ricker, Handbuch des Presserechts 4. Kap. Rn. 13; Theusinger, ZRP 2001, 529. 

8
  Siehe beispielsweise Doehring (Mitarb.), Pressefreiheit und innere Struktur von Presse-

unternehmen in westlichen Demokratien, Berlin 1974; die Terminologie in den Landes-
pressegesetzen: § 5 BPRG oder BVerfG NJW-RR 2007, 1684. 

9  Der Begriff des Verlegers wird nachfolgend als Sammelbegriff für Verleger und Her-
steller verwendet. 

10
  Diese Unterscheidung trifft auch Doehring (Mitarb.), Pressefreiheit und innere Struktur 

von Presseunternehmen in westlichen Demokratien, S. 19; so befanden sich bereits in 
den 70er Jahren in England ein Großteil der Zeitungen im Besitz von Aktiengesellschaf-
ten, siehe Fischer/Molenveld/Petzke/Wolter, Innere Pressefreiheit in Europa, S. 45. 
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Teil 2 

Ziel und Methode der Untersuchung 
 

Die sich aus der oben dargestellten Interessenlage ergebende haftungsrechtliche 
Konfliktsituation gilt es nachfolgend zu untersuchen. Deren rechtliche Bewertung 
beeinflusst unmittelbar die Handlungsspielräume des Presseunternehmens, dessen 
Tätigkeit in der Verbreitung von Informationen und der Berichterstattung liegt. Von 
Interesse ist dabei nicht nur die Lösung, die das nationale Recht bietet. Ein Ver-
gleich mit dem englischen Recht ermöglicht es, diese Lösung in einen größeren 
Kontext zu stellen und zu bewerten. Dabei wird entscheidend sein, ob das bundes-
deutsche und das englische Recht ähnliche Lösungsansätze finden. Zu diskutieren 
sind sicherlich auch die Vor- und Nachteile der gewählten Lösungsansätze. Vermö-
gen diese den bestehenden Konflikt interessengerecht zu lösen? Erscheint es prakti-
kabel, diejenigen Regelungsmechanismen, die den Konflikt aus Sicht der Beteiligten 
zufriedenstellend lösen, herauszugreifen und auf diesen aufbauend ein neues haf-
tungsrechtliches System zu schaffen? 

Die Methode der Rechtsvergleichung, die für die vorliegende Untersuchung gewählt 
wird, orientiert sich an der Dogmatik der zu untersuchenden Rechtsordnungen. Da-
bei wurde ein konkret fallspezifischer Ansatz gewählt. Dies erscheint zulässig, da 
„die richtige Methode [der Rechtsvergleichung] auch heute noch weithin selbst erst 
durch versuchsweises Herantasten in jedem einzelnen Fall herausgefunden werden 
[muss]“11. Aufgrund der sehr unterschiedlichen dogmatischen Ansätze des bundes-
deutschen und englischen Rechts ist eine Aufteilung der Untersuchung nach Län-
derberichten angezeigt. Nachfolgend werden daher beide Rechtsordnungen in ein-
zelnen, in sich abgeschlossenen Länderberichten abgehandelt, wobei der einzelne 
Länderbericht aus Gründen der Übersichtlichkeit jeweils in mehrere Kapitel aufge-
teilt wird. Abschließend werden die entstandenen Gesamtdarstellungen miteinander 
verglichen und ausgewertet. Diese Methode hat sich, da vorliegend eine konkrete 
rechtliche Fragestellung untersucht wird, als die zielführende erwiesen.12  

 
11  Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, S. 32. 
12  So auch der Vorschlag von Ebert, Rechtsvergleichung, S. 145. 
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Die Rechtsquellen, auf die für die Untersuchung des englischen Rechts zurückge-
griffen werden, sind in erster Linie das geltende Richterrecht. Hinzu kommen sys-
tematische Darstellungen des englischen Deliktsrechts sowie der relevanten Teilbe-
reiche. Von Bedeutung sind daneben Gesetzeskommentierungen durch den Gesetz-
geber sowie Dokumente aus dem Gesetzgebungsverfahren. Für die Untersuchung 
schließlich herangezogen wurden akademische Aufsätze und Monographien. 

Teil 3 

Gang der Darstellung 
 

Im folgenden Kapitel wird zunächst eine systematische Einordnung der zu untersu-
chenden Rechtskreise erfolgen. In gebotenem Umfang wird dabei auch auf die histo-
rische Entwicklung des englischen Rechts einzugehen sein, da die nachfolgende 
Untersuchung nicht ohne diese Bezüge auskommen kann. Daran schließen sich die 
jeweiligen Länderberichte an, wobei zum Zwecke der Darstellung thematisch zu-
nächst die verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen der Verantwortlichkeit des 
Presseunternehmens (Drittes und Viertes Kapitel) dargestellt werden. Im Mittel-
punkt stehen die durch das Verfassungsrecht vorgegebenen Abwägungsparameter 
für die aufeinander treffenden widerstreitenden Interessen bei der Wortberichterstat-
tung. Von dieser Konfliktlage betroffen sind einerseits die Äußerungs- bzw. Mei-
nungsfreiheit, andererseits der Schutz der Persönlichkeit und der Privatsphäre. Aus-
gehend von einer Betrachtung der Abwägungsvorgaben des europäischen Gesetzge-
bers werden die nationalen Rahmenbedingungen untersucht und dargestellt. Sodann 
wird die deliktische Rechtslage untersucht (Fünftes und Sechstes Kapitel). Besonde-
res Augenmerk liegt dabei auf der Darstellung der konkreten Zurechnungssituation, 
die sich bei der Veröffentlichung von Äußerungen Dritter durch Presseunternehmen 
stellt. Um die Rahmenbedingungen der Haftung des Presseunternehmens vollständig 
erfassen zu können, kann die Darstellung nicht bei der Betrachtung der konkreten 
Lösung der Zurechnungsfrage verbleiben. Vielmehr müssen sowohl die inhaltlichen 
Voraussetzungen als auch die Rechtsfolgen und die Möglichkeiten der prozessualen 
Durchsetzung von Ansprüchen gegen Presseunternehmen untersucht werden. Ab-
schließend erfolgen die rechtsvergleichende Betrachtung und der Vergleich, auf 
welche Weise die Haftung des Presseunternehmens für Äußerungen Dritter in den 
untersuchten Rechtsordnungen gelöst wird (Siebentes Kapitel). 

Thematisch lediglich am Rande relevant sind Sachbereiche, die die Haftung des 
Presseunternehmens für die Veröffentlichung von Äußerungen Dritter inhaltlich 
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mitbestimmen, gleichwohl aber in der rechtspraktischen Auseinandersetzung im 
Hintergrund stehen. Hierzu zählen wettbewerbsrechtliche und strafrechtliche Haf-
tungsnormen. Diese werden in der Untersuchung angesprochen, einer vertieften 
rechtsvergleichenden Bewertung jedoch nicht unterzogen. Hier nicht näher erörtert 
werden können Fragen der Verletzung von Urheberrechten durch die Veröffentli-
chung von Äußerungen Dritter sowie die besondere haftungsrechtliche Problematik 
der Persönlichkeitsrechtsverletzung durch die Bildberichterstattung. 
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Zweites Kapitel 

Systematische Einordnung der Rechtskreise  
und deren historische Bezüge 

 

Der vergleichenden Untersuchung des bundesdeutschen und des englischen Rechts 
soll zunächst eine kurze systematische Einordnung in die bestehenden Rechtskreise 
vorangestellt werden. Dies ermöglicht es, die verschiedenen Charakteristika der zu 
vergleichenden Rechtsordnungen herauszuarbeiten. Diese Charakteristika können 
dann im Rahmen der Länderberichte (Drittes bis Sechstes Kapitel) als bekannt vo-
rausgesetzt werden. Da das englische Recht viel stärker als das bundesdeutsche 
Recht durch richterrechtlich entwickelte Rechtsinstitute geprägt ist, erscheint es für 
die Untersuchung erforderlich, eine kurze historische Einordnung vorzunehmen. 
Diese wird sich jedoch im Wesentlichen auf den Untersuchungsgegenstand, das 
englische Deliktsrecht, beschränken. Für die Darstellung des bundesdeutschen 
Rechts erübrigt sich ein genereller historischer Abriss, da das heutige bundesdeut-
sche Deliktsrecht im Wesentlichen ohne Rückgriff auf die jahrhundertelange 
Rechtsentwicklung untersucht werden kann. Der historische Bezug wird daher in-
nerhalb der Länderberichte an entsprechender Stelle hergestellt.  

Sodann soll das bundesdeutsche und das englische Recht in den europäischen Kon-
text gestellt werden. Von Interesse ist hier eine allgemeine Einordnung, die es in den 
nachfolgenden Länderberichten erleichtern soll, den Einfluss des europäischen 
Rechts auf die nationalen Rechtsordnungen herauszuarbeiten.  


